
Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu 
den unter Punkt 12 der Tagesordnung genannten 
Bezugsrechts- und Andienungsrechtsausschlüssen 
gemäß §§ 186 Abs. 3 und Abs. 4 Satz 2 i. V. m. § 71 
Abs. 1 Nr. 8 AktG

Punkt 12 der Tagesordnung enthält den Vorschlag, 
die Gesellschaft erneut dazu zu ermächtigen, Aktien 
der Gesellschaft zurückzukaufen und diese Aktien 
anschließend zu verwenden. Hierzu hat der Vorstand 
einen schriftlichen Bericht über die Gründe für diese 
Ermächtigung und die mit dieser Ermächtigung 
verbundenen Ausschlüsse des Bezugsrechts und des 
Andienungsrechts erstattet. 

Dieser Bericht wird vom Zeitpunkt der Einberufung 
der Hauptversammlung an den Aktionären im Internet 
unter http://germany.eqs.com/de/Investor_Relations/
Hauptversammlung zugänglich gemacht. Der Bericht 
wird wie folgt bekannt gemacht: 

Die Veräußerung der eigenen Aktien soll in den 
folgenden Fällen unter Ausschluss des Bezugsrechts 
der Aktionäre erfolgen können: 

1. Die eigenen Aktien sollen zunächst über die Börse, 
mittels eines an alle Aktionäre der Gesellschaft 
gerichteten öffentlichen Kaufangebots oder 
mittels einer an alle Aktionäre gerichteten öffent-
lichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsan-
geboten erworben werden können. 

 Bei einem öffentlichen Kaufangebot oder einer 
öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von 
Verkaufsangeboten kann es dazu kommen, dass 
die von den Aktionären angebotene Menge an 
Aktien der Gesellschaft die von der Gesellschaft 
nachgefragte Menge an Aktien übersteigt. In 
diesem Fall muss eine Zuteilung nach Quoten 
erfolgen. Hierbei soll es möglich sein, eine bevor-
rechtigte Annahme kleinerer Offerten oder klei-
nerer Teile von Offerten bis zu maximal 100 Stück 
Aktien vorzusehen. Diese Möglichkeit dient dazu, 
gebrochene Beträge bei der Festlegung der zu 
erwerbenden Quoten und kleine Restbestände zu 
vermeiden und damit die technische Abwicklung 



des Aktienrückkaufs zu erleichtern. Auch eine 
faktische Beeinträchtigung von Kleinaktionären 
kann so vermieden werden. Im Übrigen kann die 
Repartierung nach dem Verhältnis der angebo-
tenen Aktien (Andienungsquoten) statt nach Betei-
ligungsquoten erfolgen, weil sich das Erwerbsver-
fahren so in einem wirtschaftlich vernünftigen 
Rahmen technisch abwickeln lässt. Schließlich 
soll eine Rundung nach kaufmännischen Grund-
sätzen zur Vermeidung rechnerischer Bruchteile 
von Aktien vorgesehen werden können. Insoweit 
können die Erwerbsquote und die Anzahl der 
von einzelnen andienenden Aktionären zu erwer-
benden Aktien so gerundet werden, wie es erfor-
derlich ist, um den Erwerb ganzer Aktien abwick-
lungstechnisch darzustellen. Der Vorstand hält 
einen hierin liegenden Ausschluss eines etwaigen 
weitergehenden Andienungsrechts der Aktionäre 
für sachlich gerechtfertigt sowie gegenüber den 
Aktionären für angemessen. 

 Neben dem Erwerb über die Börse oder mittels 
eines an sämtliche Aktionäre gerichteten öffent-
lichen Kaufangebots oder mittels einer an alle 
Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforderung 
zur Abgabe von Verkaufsangeboten sieht die 
Ermächtigung auch vor, dass der Erwerb mittels 
den Aktionären zur Verfügung gestellter Andie-
nungsrechte durchgeführt werden kann. Diese 
Andienungsrechte werden so ausgestaltet, dass 
die Gesellschaft nur zum Erwerb ganzer Aktien 
verpflichtet wird. Soweit danach Andienungs-
rechte nicht ausgeübt werden können, verfallen 
sie. Dieses Verfahren behandelt die Aktionäre 
gleich und erleichtert die technische Abwicklung 
des Aktienrückkaufs. 

2. Der Gesellschaft soll es ermöglicht werden, die 
eigenen Aktien über die Börse zu veräußern. Dem 
Gedanken des Verwässerungsschutzes der Aktio-
näre wird dadurch Rechnung getragen, dass die 
Aktien dabei zum Börsenkurs veräußert werden 
und jeder Aktionär somit die Chance hat, ebenfalls 
zum Börsenkurs Aktien an der Börse zu erwerben. 



Dadurch werden die Vermögens- und Stimmrecht-
sinteressen der Aktionäre angemessen gewahrt 
und ihrem Interesse an einer wertmäßigen Nicht-
Verwässerung Rechnung getragen.

3.  Der Gesellschaft soll es ermöglicht werden, die 
eigenen Aktien auch in anderer Weise als über die 
Börse veräußern zu können, soweit hierbei der 
Veräußerungspreis den Börsenpreis der Aktien 
der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Veräußerung 
nicht wesentlich unterschreitet. Dem Gedanken 
des Verwässerungsschutzes der Aktionäre wird 
dadurch Rechnung getragen, dass die Aktien nur 
zu einem Preis veräußert werden dürfen, der den 
maßgeblichen Börsenkurs nicht wesentlich unter-
schreitet. Die endgültige Festlegung des Veräu-
ßerungspreises für die eigenen Aktien geschieht 
zeitnah vor der Veräußerung. Die Anzahl der unter 
Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG veräußerten Aktien darf insgesamt 
10% des Grundkapitals nicht überschreiten, und 
zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermäch-
tigung. Auf diese Begrenzung sind Aktien anzu-
rechnen, die in direkter oder entsprechender 
Anwendung dieser Vorschrift aufgrund anderer 
Ermächtigungen während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung ausgegeben oder veräußert 
wurden. Ferner sind auf diese Begrenzung Aktien 
anzurechnen, die aufgrund von zum Zeitpunkt 
der Ausnutzung entsprechend dieser Vorschrift 
ausgegebenen Schuldverschreibungen mit Wand-
lungs- oder Optionsrechten ausgegeben wurden 
bzw. auszugeben sind. Durch den so beschränkten 
Umfang sowie dadurch, dass der Veräußerungs-
preis der zu veräußernden Aktien den Börsenpreis 
nicht wesentlich unterschreiten darf, werden die 
Vermögens- und Stimmrechtsinteressen der Akti-
onäre angemessen gewahrt und ihrem Interesse 
an einer wertmäßigen Nicht-Verwässerung Rech-
nung getragen. Diese Ermächtigung erhöht die 
Flexibilität der Gesellschaft und ist erforderlich, 
um es der Gesellschaft beispielsweise zu ermögli-



chen, auf Angebote bzw. dem Geschäftszweck der 
Gesellschaft dienende Beteiligungsnachfragen 
finanzstarker Investoren kurzfristig reagieren zu 
können, eigene Aktien an institutionelle Anleger 
zu veräußern oder neue Investorenkreise zu 
erschließen.

4.  Die Gesellschaft soll in der Lage sein, eigene 
Aktien zur Verfügung zu haben, um diese als 
Gegenleistung im Rahmen des Erwerbs eines 
Unternehmens, von Unternehmensteilen oder 
einer Beteiligung an einem Unternehmen 
oder sonstigen wesentlichen Betriebsmitteln 
gewähren zu können. Der Wettbewerb und die 
Globalisierung der Wirtschaft verlangen zuneh-
mend diese Form der Gegenleistung. Die hier 
vorgeschlagene Ermächtigung soll der Gesell-
schaft daher die notwendige Flexibilität geben, 
um sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb von 
Unternehmen, Unternehmensteilen, Unterneh-
mensbeteiligungen oder sonstigen wesentlichen 
Betriebsmitteln schnell und flexibel ausnutzen zu 
können.

5.  Darüber hinaus soll die Gesellschaft in der Lage 
sein, Belegschaftsaktien an Arbeitnehmer der 
Gesellschaft und mit ihr verbundenen Unter-
nehmen auszugeben. Um die Abwicklung der 
Ausgabe der Belegschaftsaktien zu erleichtern, 
soll es der Gesellschaft ermöglicht werden, 
die dafür benötigten Aktien auch im Wege des 
Erwerbs eigener Aktien mittels Wertpapierdar-
lehen/Wertpapierleihen zu beschaffen sowie 
eigene Aktien gegebenenfalls auch zur Erfüllung 
der Rückgewähransprüche der Darlehensgeber/
Verleiher zu verwenden. Derzeit besteht kein 
Belegschaftsprogramm. 

6. Schließlich ist vorgesehen, dass eigene Aktien 
zur Durchführung einer sogenannten Aktien-
dividende (scrip dividend) verwendet werden 
können. Der Vorstand soll in diesem Zusammen-
hang ermächtigt sein, das Bezugsrecht der Aktio-
näre auszuschließen, um eine Aktiendividende zu 
optimalen Bedingungen durchführen zu können. 



Bei der Aktiendividende unter Verwendung 
eigener Aktien wird den Aktionären angeboten, 
ihren mit dem Gewinnverwendungsbeschluss 
der Hauptversammlung entstandenen Anspruch 
auf Auszahlung der Dividende an die Gesellschaft 
abzutreten, um im Gegenzug eigene Aktien zu 
beziehen. 

 Die Durchführung einer Aktiendividende unter 
Verwendung eigener Aktien kann als ein an alle 
Aktionäre gerichtetes Angebot unter Wahrung 
ihres Bezugsrechts und unter Wahrung des Gleich-
behandlungsgrundsatzes (§ 53a AktG) erfolgen. 
Dabei werden den Aktionären nur jeweils ganze 
Aktien zum Bezug angeboten; hinsichtlich des 
Teils des Dividendenanspruchs, der den Bezugs-
preis für eine ganze Aktie nicht erreicht (bzw. 
diesen übersteigt), sind die Aktionäre auf den 
Bezug der Bardividende verwiesen und können 
insoweit keine Aktien erhalten; ein Angebot 
von Teilrechten ist ebenso wenig vorgesehen 
wie die Einrichtung eines Handels von Bezugs-
rechten oder Bruchteilen davon. Weil die Aktio-
näre anstelle des Bezugs eigener Aktien insoweit 
anteilig eine Bardividende erhalten, erscheint dies 
als gerechtfertigt und angemessen. 

 Im Einzelfall kann es je nach Kapitalmarktsituation 
vorzugswürdig sein, die Durchführung einer Akti-
endividende unter Verwendung eigener Aktien 
so auszugestalten, dass der Vorstand zwar allen 
Aktionären, die dividendenberechtigt sind, unter 
Wahrung des allgemeinen Gleichbehandlungs-
grundsatzes (§ 53a AktG) eigene Aktien zum Bezug 
gegen Abtretung ihres Dividendenanspruchs 
anbietet, jedoch formal das Bezugsrecht der Akti-
onäre insgesamt ausschließt. Die Durchführung 
der Aktiendividende unter formalem Ausschluss 
des Bezugsrechts ermöglicht die Durchführung 
der Aktiendividende zu flexibleren Bedingungen. 
Angesichts des Umstands, dass allen Aktionären 
die eigenen Aktien angeboten und überschie-
ßende Dividenden-Teilbeträge durch Zahlung der 
Bardividende abgegolten werden, erscheint auch 
insoweit der Bezugsrechtsausschluss als gerecht-
fertigt und angemessen. 



7. Die auf Grund dieses Ermächtigungsbeschlusses 
erworbenen eigenen Aktien können von der 
Gesellschaft ohne erneuten Beschluss der Haupt-
versammlung eingezogen werden. Entsprechend 
§ 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG kann die Hauptversamm-
lung der Gesellschaft die Einziehung ihrer voll 
eingezahlten Stückaktien beschließen, auch 
ohne dass damit eine Herabsetzung des Grund-
kapitals der Gesellschaft erforderlich wird. Die 
vorgeschlagene Ermächtigung sieht neben der 
Einziehung mit Kapitalherabsetzung diese Alter-
native ausdrücklich vor. Durch eine Einziehung 
der eigenen Aktien ohne Kapitalherabsetzung 
erhöht sich automatisch der rechnerische Anteil 
der übrigen Stückaktien am Grundkapital der 
Gesellschaft. Der Vorstand soll daher für diesen 
Fall auch ermächtigt werden, die erforderlich 
werdende Änderung der Satzung hinsichtlich der 
sich durch eine Einziehung verändernden Zahl der 
Stückaktien vorzunehmen.

Bei Abwägung aller Umstände ist die jeweilige 
Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss in den 
beschriebenen Grenzen erforderlich und im Inte-
resse der Gesellschaft geboten. Der Vorstand wird 
die Ausübung der Ermächtigung mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats vornehmen. Die Bedingungen werden 
jeweils zu gegebener Zeit so festgelegt werden, dass 
unter Berücksichtigung der jeweiligen Verhältnisse 
die Interessen der Aktionäre und die Belange der 
Gesellschaft angemessen gewahrt werden. 

Konkrete Vorhaben für eine Ausnutzung der Ermäch-
tigung gibt es derzeit nicht. Der Vorstand wird die 
jeweils nächste Hauptversammlung über eine Ausnut-
zung dieser Ermächtigung unterrichten


